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Tagesordnungspunkt
Sonderstab Ordnung und Stadtleben - Einrichtung eines temporaren Entlastungsangebotes

fur den Drogenkonsumraum - Stellungnahme der Verwaltung

Sehr geehrte Damen und Herren,

gemal Punkt 5 des Zusatz-/Erganzungsantrags der Fraktionen von SPD, B90/Die Griinen,
Die Partei, Linke+ sowie Volt und Vielfalt vom 01.07.2025 (DS Nr. 38874-25/3) wird wie folgt
zu den Punkten 3, 4 und 6 derselben Drucksache berichtet:

Zzu Punkt 3:

Die Stadt Dortmund hat mit Anwohner*innen aus dem Umfeld des geplanten
Entlastungsstandortes flir den Drogenkonsumraum in der Rheinischen Stralde 111 am 17.
Juli 2025 und am 14. August 2025 zwei Nachbarschaftsdialoge durchgefiihrt. Am 26. Juni
fand auRerdem ein Termin zum Austausch mit den Bewohner*innen der Immobilie
Rheinische Strafe 111 statt.

a) Austauschtermin mit den Bewohner*innen der Immobilie Rheinische Stralle 111 am
26. Juni 2025

Das Kommunale Lagezentrum organisierte den Termin und lud alle Bewohner*innen der
Immobilie ein. Der Einladung folgten zwei Wohngemeinschaften sowie ein einzelner Mieter.
Gedaulert wurden in diesem Termin folgende Sorgen:



Drucksache Nr.: 38874-25/7
Seite 2

e Belastigung durch lautstarke Unterhaltungen, im 6ffentlichen Raum ausgetragene
Konflikte und 6ffentlichen Konsum der Kund*innen des Entlastungsstandortes.

e Verschmutzung des Umfelds durch Hinterlassenschaften der Kund*innen des
Entlastungsstandortes.

e Entstehung eines Angstraumes im Umfeld des Entlastungsstandorts, insbesondere
aullerhalb der Offnungszeiten.

e Weitere Zunahme des Drogenhandels und der Beschaffungskriminalitdt im Quartier.

¢ Eindringen von Suchtkranken in den Flur, die Kellerrdume oder die Wohnungen der
Rheinischen Strafe 111.

¢ Konflikte zwischen Drogenkonsumierenden, Dealenden und bestimmten, im Viertel
ansassigen Mannern.

o Frustration Gber den undemokratisch wahrgenommenen Entscheidungsprozess zur
Ansiedlung des Entlastungsstandortes.

¢ Von den beiden anwesenden Wohngemeinschaften wurde die Sorge gedul3ert, dass
die WGs an Attraktivitat verléren und somit die Akquise von Nachmieter*innen
zukiinftig schwierig werden kdnnte.

Die von den Bewohner*innen genannten Punkte werden im zu erstellenden
Sicherheitskonzept beriicksichtigt. Es wurde weiterhin zugesagt, dass die Stadt Dortmund als
Vermieterin alle Méglichkeiten zur baulichen Sicherung des Gebdudes inklusive der
Kellerrdume und der Wohnungsttiren prifen wird, um das Sicherheitsgefiihl der
Bewohner*innen aufrecht zu erhalten.

b) Nachbarschaftsdialog am 17. Juli 2025

Eingeladen waren die Anwohner*innen der umliegenden Stral3en des geplanten
Entlastungsstandorts in der Rheinischen Strale 111. Die Einladung erfolgte durch die
Verteilung von mehrsprachigen Flyern an alle Haushalte in diesem Bereich. Fir die
Dialogveranstaltungen und alle Anliegen der Anwohnenden beztiglich der Einrichtung des
Entlastungsstandorts und anderer auf das Viertel bezogenen Anliegen wurden ein E-Mail-
Postfach sowie eine Telefonrufnummer eingerichtet.

Die Veranstaltung wurden in der Werkhalle des Union-Gewerbehofes durchgefihrt. Die
Moderation Ubernahm ein auf Dialoggestaltung spezialisierter Dienstleister.

Anwesend waren bei der ersten Veranstaltung circa 55 Anwohnende, Gewerbetreibende,
Kinstler*innen und Immobilieneigentiimer*innen aus dem Umfeld der Rheinischen Stralle
111 sowie Vertreter*innen einiger Ratsfraktionen.

Die Stadt Dortmund wurde vertreten durch das Ordnungsamt, das Gesundheitsamt und das
Kommunale Lagezentrum. Das Polizeiprasidium Dortmund wurde vertreten durch die Leiterin
Polizeidirektion 2. Die aidshilfe Dortmund e. V. wurde durch die Leitung des
Umfeldmanagements vertreten. Die Bezirksvertretung Innenstadt-West wurde durch die
Bezirksbirgermeisterin vertreten.

Ebenso waren drei Sprachmittlerinnen fur die Sprachen Turkisch, Bulgarisch und Englisch
anwesend, um auch Anwohner*innen, die der deutschen Sprache nicht machtig sind, eine
Teilnahme am Dialog zu ermdglichen. Dieses Angebot wurde jedoch nicht in Anspruch
genommen.

Die Diskussion verlief sehr emotional, einige Teilnehmende &duRerten ihr Sorgen und Angste
unter Tranen. Die Birger*innen machten ihre Verunsicherung und Sorgen deutlich, dass die
Etablierung eines Entlastungsstandortes flir den Drogenkonsumraum negative Auswirkungen
auf das Quartier haben konnte.
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Folgende Themenkomplexe standen im Fokus der Diskussion:

e Die Burger*innen artikulierten ihre Angst vor steigender Kriminalitdtsbelastung und
Stoérung der 6ffentlichen Ordnung durch Kund*innen des Entlastungsstandorts.

¢ Ebenso beflirchteten die Blrger*innen, dass die Ansiedlung des Entlastungsstandortes
den Abstieg des Viertels zum Brennpunkt zementiere und eine Ghettoisierung férdere.

e Eswurde eine Traumatisierung der Kinder im Viertel durch Kontakt und Konfrontation
mit Drogenkonsumierenden beflirchtet.

e Eigentumer*innen duflerten Ihre Sorge vor dem Wertverlust ihrer Immobilien im Viertel.

o Einige Anwohner*innen beflirchten, dass sich die Aktivitdten der rechtsextremen Szene
aus Dorstfeld im Unionviertel verstarken.

¢ Bei Vetreterinnen der kreativen Szene zeigte sich Frustration iber eine Entwertung
des eigenen Engagements fur das Quartier: ,Wir haben jahrelang dafir gearbeitet und
viel investiert, damit das Unionviertel sich positiv entwickelt. Und jetzt kommt die Stadt
und macht unser gesamtes Engagement kaputt. Ihr hangt das Viertel vom Rest der
Stadt ab.”

e Weiterhin wurde die mangelnde Einbindung vor dem politischen Beschluss und dem
erst danach stattfindenden Dialogformat artikuliert.

Die Diskussion zeigte aber auch, dass

e die laut der Anwohnenden bereits vorhandene Kriminalitatsbelastung im Viertel durch
eine dort ansassige Dealer*innenszene, Einbriiche, Raubtiberfalle und Tétungsdelikte
in den letzten Jahren bereits jetzt flir eine deutliche Verunsicherung sorgt.

e die Verschmutzung des Viertels durch wild entsorgten Mull und die Praxis der EDG,
fehlbefillte Gelbe Tonnen nicht zu leeren, bereits jetzt eine Beeintrachtigung der
Lebensqualitat darstellen. Diese Faktoren sind auch dem Rattenaufkommen im Viertel
zutraglich.

¢ viele Anwohner*innen darlber frustriert sind, dass mit dem Scheitern von ,Smart
Rhino® eine erwartete positive Entwicklung des Viertels nicht in Erfullung geht.

o defekte oder ungepflegte 6ffentliche Infrastruktur im Viertel - insbesondere der
Spielplatze und der einzigen Grinflache im Quartier (,Ofenplatz®, Huckarder Stral3e
Ecke Alte Radstral3e) - den Anwohnenden das Gefuhl geben, dass das Quartier
vernachlassigt wird.

Im Nachgang der Veranstaltung wurde eine Dokumentation erstellt und die aufgeworfenen
Fragen durch die Polizei, die Stadtverwaltung und die aidshilfe dortmund e. V. beantwortet.
Die Dokumentation, Fragen und Antworten und die wichtigsten Informationen zur Einrichtung
des Entlastungsstandorts finden sich auf einer Landingpage
(dortmund.de/nachbarschaftsdialog) mehrsprachig verfiigbar iber das Menu der Website)
auf dortmund.de. Diese Informationen sowie die Einladung fur den zweiten
Nachbarschaftsdialog wurden erneut als Flyer im Umfeld der Rheinischen Strafe 111
verteilt.

¢) Nachbarschaftsdialog am 14. August 2025

Nach einer kurzen Einfiihrung in der Werkhalle des Union Gewerbehofes wurden zwei
moderierte Quartiersrundgénge durchgefihrt. Die dabei von den Anwohner*innen
mitgeteilten Missstande, Wiinsche und Vorschlage wurden dokumentiert. Anschlielend fand
eine erste Auswertung im Plenum an.

Waéhrend der Quartiersrundgénge wurden die auf bestimmte Orte bezogenen Hinweise der
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Teilnehmer*innen (u. a. mégliche Angstraume, defekte Infrastruktur, Mill, offene Fragen zum
Entlastungsstandort) per App auf einer digitalen Karte markiert und konnten so im Anschluss
visualisiert werden.

Am zweiten Nachbarschaftsdialog nahmen circa 20 Anwohnende teil. Die Diskussion und die
Quartiersrundgéange verliefen konstruktiv und deutlich sachlicher als bei der ersten
Veranstaltung.

Die von den Teilnehmenden bei den Quartiersrundgéangen genannten Hinweise lassen sich
in folgende Kategorien gliedern:

Entlastungsstandort

Bezliglich des Standorts selbst wurden Wiinsche geaulert, die Fassade der Immobilie sowie
den Aullenbereich optisch ansprechend zu gestalten. Wichtig war den Anwohnenden auch
ein grof¥flachiger Sichtschutz, um auch fur Kinder und Jugendliche Einblicke zu verhindern.

Die Diskussion fokussierte vor allem auf der Gestaltung der AuRenflache des
Entlastungstandortes. Wichtig war den Anwohnenden eine ansprechende Gestaltung der
Abgrenzung zur Strafde (,weniger Bauzaun, mehr Schrebergartenoptik®) mit einem optisch
ansprechenden Sichtschutz zur Straflde. Auch sollten die Baume auf der Flache erhalten
bleiben.

Auch wurde der Wunsch gedullert, die Fassade des Gebaudes Rheinische Stralle 111
optisch ansprechend zu gestalten.

Sauberkeit

Auf den Gehwegen und nahezu allen Baumscheiben, Griinstreifen und Spielplatzen befinden
sich illegale Abfallablagerungen.

Sicherheit und Ordnung

Es wurde gefordert, Drogenkonsum und -handel im Quartier zu verhindern bzw. zu verfolgen
und Drogenverstecke zu verhindern bzw. aufzudecken.

Auch insgesamt wurden MalRnahmen zur Einddmmung der Kriminalitat im Viertel gewlinscht.

Stadtbild und Infrastruktur

Kritikpunkte waren die vielfach defekte und verwahrloste Infrastruktur, insbesondere im
Bereich des ,Ofenplatzes®, der als einzige Grunflache im Quartier Gber keinerlei
Aufenthaltsqualitat fiir Personen verfligt und der Spielplatze im Viertel.

Sehr ungepflegt sind alle Baumscheiben und Griinstreifen, insbesondere an der
Briickenrampe zur Dorstfelder Briicke, und die Spielplatze im Viertel.

Besonders die unzureichend gegen illegales Betreten gesicherte HSP-Flache sorgt flir
groften Unmut im Quartier. Gerade in den Abend- und Nachtstunden sollen sich dort immer
wieder Personengruppen treffen und randalieren. Ebenso 1adt die Flache zur illegalen
Abfallentsorgung ein. Das zeigt sich beispielsweise in den an die Alte RadstralRe
angrenzenden Bereichen.

Der verwahrloste Zustand des ,OL-Hauses* (Rheinische StraRe 131, im stadtischen
Eigentum; Namensgebung basiert auf den zwei noch vorhandenen Buchstaben ,0* und , L
der Leuchtreklame an der Fassade) und ein fehlendes Nutzungskonzept bzw. ausbleibende
Entwicklungsschritte sorgen ebenfalls fiur groBen Unmut in der Nachbarschaft.

Der Spielplatz an der Alten Radstralle weist einen verwahrlosten Allgemeinzustand auf. Zum
HSP-Gelande hin ist er nur durch einen Bauzaun begrenzt. Dieser Bauzaun war untergraben
und bildete gerade flr kleine Kinder kein wirkliches Hindernis, ein Durchgang zum HSP-
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Gelande ist moglich. Hinter dem Bauzaun befindet sich eine circa vier Meter tiefe
Gelandestufe. Hier ist ein hohes Unfallpotential gegeben. Der vorhandene Bauzaun wurde
bereits kurzfristig zusatzlich gesichert. Ein fest installierter Zaun wird durch das
Griunflachenamt bis Ende September errichtet.

Verkehr und Parken

Es wurde vorgeschlagen, die zwei Treppen, die vom alten Verlauf der Rheinischen Stralte
auf die Briickenrampe flihren, mit einer Barriere am Bordstein zu sichern, um zu verhindern,
dass Kund*innen des Entlastungsstandorts in den flieRenden Verkehr laufen.

Alle 6ffentlichen Fahrradstander sind durch eine Vielzahl an augenscheinlich langer nicht
genutzten Fahrradern belegt, die einen ungepflegten Eindruck machen.

Im Viertel gibt es einige geparkte und offensichtlich lange nicht bewegte Kraftfahrzeuge im
offentlichen Raum.

Auch wurde das Verhindern bzw. Verfolgen von Falschparken auf Gehwegen gewinscht,
damit diese nutzbar sind.

d) Weitere Hinweise von Anwohner*innen

Uber das eingerichtete Postfach und die Telefonrufnummer sind im Nachgang beider
Nachbarschaftsdialoge weitere Hinweise auf Misssténde, Wiinsche und Vorschlége zur
Verbesserung der Situation im Viertel eingegangen.

Bei den gemeldeten Missstédnden handelte es sich um Rattenaufkommen, illegale
Abfallablagerungen, Falschparken, zugewucherte Gehwege und einen monatelang nicht
bewegten Pkw im 6ffentlichen Raum. Nahezu alle Meldungen wurden bereits abschliel3end
bzw. fortlaufend (Verkehrsiiberwachung) bearbeitet.

Im Zusammenhang mit dem geplanten Entlastungsstandort wird eine umfassende Evaluation
hinsichtlich méglicher Auswirkungen auf die Kriminalitat, insbesondere Drogenhandel und
Beschaffungskriminalitat, gefordert. Auch wurde gefordert, dass bereits belasteten
Stadtteilen nicht noch mehr aufgeblrdet werden dirfe und daher Standorte in anderen
Stadtteilen, wie dem Kreuz- oder Kaiserstral3enviertel geprift werden sollten.

Zur Verbesserung der Situation im Quartier wurden verschiedene MalRhahmen
vorgeschlagen: die Wiederbelebung leerstehender Gewerbeflachen sowie die Aufhebung der
Beschrankungen hinsichtlich der Ansiedlung bestimmter Einzelhandels-Branchen im Viertel,
die Gestaltung und Aufwertung von Spielplatzen und dem ,Ofenplatz®, ein barrierefreier
Umbau der Haltestelle Ofenstral3e sowie die Etablierung eines Quartiersmanagements. Auch
wurden Quartiersfeste, Spielplatzpatenschaften oder ein ,Handbuch® zum Umgang mit
Drogenkonsumierenden gewinscht.

Insgesamt zeigt sich ein grol3es Bediirfnis nach mehr Sicherheit, Sauberkeit und
Aufenthaltsqualitat, verbunden mit einer langfristigen Perspektive fur die Entwicklung des
Viertels.

e) Weiteres Vorgehen

Das Kommunale Lagezentrum koordiniert die Bearbeitung bzw. Priifung der aus den
Hinweisen abgeleiteten Arbeits- und Prifauftrage durch die zustandigen Fachbereiche.

Der Dialog mit den Anwohner*innen wird kontinuierlich fortgesetzt - sowohl bis zur
Inbetriebnahme des Entlastungsstandortes als auch wahrend des laufenden Betriebs.

Parallel zur Einrichtung des Entlastungsstandorts Rheinische Stralle 111 wird empfohlen,
einen strategischen Ansatz zur Aufwertung des Quartiers zu erarbeiten. Hierzu ist ein
politischer Beschluss notwendig.
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zu Punkt 4:

Zwei der im ndheren Umfeld befindlichen Spielplatze (Alte RadstralRe, Zur Vielfalt) sind
ungepflegt und vermdlit. Die Spielgerate auf dem Spielplatz Alte Radstrale sind teilweise in
keinem einladenden Zustand mehr. Ein etwaiger Austausch bzw. eine Renovierung befinden
sich in Prufung.

Die Spielplatze werden im Auftrag der EDG von der Arbeiterwohlfahrt (AWO) aktuell zweimal
wochentlich gereinigt. Die EDG priift aktuell eine héhere Reinigungsfrequenz sowie das
Aufstellen gréRerer Millbehalter.

Der Zugang zum HSP-Geladnde vom Spielplatz an der Alten Radstrale aus war nur
unzureichend gesichert. Hier wurden bereits erste MalRnahmen ergriffen (s. ,zu Punkt 4“ - c)
Nachbarschaftsdialog am 14. August 2025 - ,Stadtbild und Infrastruktur®).

Bei diversen Vor-Ort-Terminen bezuglich der Renovierung der Immobilie und der
Nachbarschaftsdialoge hielten sich tagstuber regelmaflig Erwachsene auf dem Spielplatz an
der Alten Radstralte auf. Dabei entstand der Eindruck, dort kénnte mit illegalen Drogen
gehandelt werden. Auch im Rahmen der Nachbarschaftsdialoge berichteten Anwohnende,
dass sie im Viertel an verschiedenen Orten Drogendealende sowie -konsumierende
wahrnahmen. Auch generell wurde von viel Kriminalitat im Viertel berichtet (s. ,zu Punkt 4“ -
,D) Nachbarschaftsdialog am 17. Juli 2025%).

Fir den Betrieb des geplanten Entlastungsstandorts wird ein Sicherheitskonzept erarbeitet.
Der Kommunale Ordnungsdienst und die Polizei werden das Umfeld des
Entlastungsstandortes verstarkt bestreifen und bei Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten
konsequent einschreiten.

Wahrend der gesamten Offnungszeiten werden Sozialarbeiter*innen im Rahmen des
Umfeldmanagements der Einrichtung (s. ,,zu Punkt 6%) sowie Mitarbeitende eines
Sicherheitsdiensts im Umfeld des Entlastungsstandorts prasent sein.

Die beiden fulRlaufig am nachsten gelegenen Spielplatze, Alte RadstralRe und Zur Vielfalt,
werden vom Kommunalen Ordnungsdienst und der mobilen Jugendarbeit des Jugendamts
regelmaRig gezielt kontrolliert. Zusatzlich soll die Ubernahme von Spielplatzpatenschaften
durch Anwohnende initiiert werden.

In den zukiinftigen Austausch und Dialogformate mit den Anwohnenden (s. ,zu Punkt 3“ - ,e)
Weiteres Vorgehen®) wird das Jugendamt miteinbezogen.

Die Prasenz der genannten Akteur*innen, das Sicherheitskonzept und die Aufwertung des
Umfelds auf Basis der im Rahmen der Nachbarschaftsdialoge mitgeteilten Missstéande und
Vorschlage, hat zum Ziel, ein sicheres und sauberes Umfeld fiir Kinder, Jugendliche und ihre
Familien zu erhalten bzw. herzustellen.

zu Punkt 6:

Das Umfeldmanagement der anvisierten Tragerin der Einrichtung, aidshilfe Dortmund e. v.,
wird durch Sozialarbeitende (Streetworker*innen) umgesetzt werden. Diese werden wahrend
der Offnungszeiten des Entlastungsstandorts présent sein und als Ansprechpartner*innen fiir
die Nachbar*innen fungieren.

Ziele des Umfeldmanagements sind die Verhinderung von Szenenbildung, 6ffentlichem
Konsum im Umfeld und Stérungen der Anwohnenden. Die Drogenkonsumierenden sollen an
die Einrichtung angebunden werden, so dass Konsum nur dort stattfindet. Zu den Aufgaben
des Umfeldmanagements gehdrt, sich Zugang zur Drogenkonsumierenden zu verschaffen
und diese in Hilfsangebote zu vermitteln.

Unterstiitzt wird das Umfeldmanagement durch Mitarbeitende eines beauftragten
Sicherheitsdienstes.
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Wie auch beim bestehenden Umfeldmanagement des Café Kick am Grafenhof, wird es eine
enge Zusammenarbeit mit Kommunalem Ordnungsdienst und Polizei geben.

Die detaillierte inhaltliche Konzeption fir die Arbeit des Umfeldmanagements befindet sich
derzeit noch in Ausarbeitung.

Bis zur Er6ffnung des Entlastungsstandorts kdnnen Anwohnende ihre Beschwerden und
Anregungen an die bereits kommunizierten Stellen (s. u. a. Anlage 6). Als Ansprechpersonen
flr die Anwohner*innen wurden Anna Mischenborn (Kommunales Lagezentrum) und
Michael Schneider (Gesundheitsamt) kommuniziert. Fir Riickfragen und Hinweise steht
weiterhin das eingerichtete E-Mail-Postfach zur Verfligung. Nach der Inbetriebnahme des
Entlastungsstandorts tibernimmt das Umfeldmanagement die Rolle der ersten Anlaufstelle
fur Anliegen, die im direkten Zusammenhang mit der Einrichtung und deren Kund*innen
stehen.

Fir andere oder weiterflihrende Anliegen stehen die zustandigen Stellen, wie der
Kommunale Ordnungsdienst (KOD), die Polizei oder die EDG sowie die bekannten Kanale,
wie die Dortmund-App sowie die Dreckpetze zur Verfiigung.

Anlagen:

Anlage 1: Fotodokumentation der Quartiersrundgénge

Anlage 2: Ubersicht aller Hinweise, Vorschldge und Wiinsche

Folgende Anlagen stehen digital zur Verfligung:

Anlage 3: Flyer - Einladung zum 1. Nachbarschaftsdialog

Anlage 4: Flyer - Einladung zum 2. Nachbarschaftsdialog

Anlage 5: Broschiire - Wesentliche Informationen zur Einrichtung des Enlastungsstandorts in
der Rheinischen Stral3e 111, Dokumentation des 1. Nachbarschaftsdialogs, Fragen und
Antworten



Anlage 6: Flyer - Ansprechpersonen und Einladung zur Besichtigung des
Drogenkonsumraums

Anlage 7: Plakate mit Informationen (Nutzung beim 2. Nachbarschaftsdialog)

Thomas Westphal Norbert Dahmen Monika Nienaber-Willaredt
Oberbirgermeister Stadtrat Stadtratin
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	Die Stadt Dortmund wurde vertreten durch das Ordnungsamt, das Gesundheitsamt und das Kommunale Lagezentrum. Das Polizeipräsidium Dortmund wurde vertreten durch die Leiterin Polizeidirektion 2. Die aidshilfe Dortmund e. V. wurde durch die Leitung des Umfeldmanagements vertreten. Die Bezirksvertretung Innenstadt-West wurde durch die Bezirksbürgermeisterin vertreten.
	Ebenso waren drei Sprachmittlerinnen für die Sprachen Türkisch, Bulgarisch und Englisch anwesend, um auch Anwohner*innen, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, eine Teilnahme am Dialog zu ermöglichen. Dieses Angebot wurde jedoch nicht in Anspruch genommen.
	Die Diskussion verlief sehr emotional, einige Teilnehmende äußerten ihr Sorgen und Ängste unter Tränen. Die Bürger*innen machten ihre Verunsicherung und Sorgen deutlich, dass die Etablierung eines Entlastungsstandortes für den Drogenkonsumraum negative Auswirkungen auf das Quartier haben könnte.
	Folgende Themenkomplexe standen im Fokus der Diskussion:
		Die Bürger*innen artikulierten ihre Angst vor steigender Kriminalitätsbelastung und Störung der öffentlichen Ordnung durch Kund*innen des Entlastungsstandorts.
		Ebenso befürchteten die Bürger*innen, dass die Ansiedlung des Entlastungsstandortes den Abstieg des Viertels zum Brennpunkt zementiere und eine Ghettoisierung fördere.
		Es wurde eine Traumatisierung der Kinder im Viertel durch Kontakt und Konfrontation mit Drogenkonsumierenden befürchtet.
		Eigentümer*innen äußerten Ihre Sorge vor dem Wertverlust ihrer Immobilien im Viertel.
		Einige Anwohner*innen befürchten, dass sich die Aktivitäten der rechtsextremen Szene aus Dorstfeld im Unionviertel verstärken.
		Bei Vetreter*innen der kreativen Szene zeigte sich Frustration über eine Entwertung des eigenen Engagements für das Quartier: „Wir haben jahrelang dafür gearbeitet und viel investiert, damit das Unionviertel sich positiv entwickelt. Und jetzt kommt die Stadt und macht unser gesamtes Engagement kaputt. Ihr hängt das Viertel vom Rest der Stadt ab.“
		Weiterhin wurde die mangelnde Einbindung vor dem politischen Beschluss und dem erst danach stattfindenden Dialogformat artikuliert.
	Die Diskussion zeigte aber auch, dass 
		die laut der Anwohnenden bereits vorhandene Kriminalitätsbelastung im Viertel durch eine dort ansässige Dealer*innenszene, Einbrüche, Raubüberfälle und Tötungsdelikte in den letzten Jahren bereits jetzt für eine deutliche Verunsicherung sorgt.
		die Verschmutzung des Viertels durch wild entsorgten Müll und die Praxis der EDG, fehlbefüllte Gelbe Tonnen nicht zu leeren, bereits jetzt eine Beeinträchtigung der Lebensqualität darstellen. Diese Faktoren sind auch dem Rattenaufkommen im Viertel zuträglich.
		viele Anwohner*innen darüber frustriert sind, dass mit dem Scheitern von „Smart Rhino“ eine erwartete positive Entwicklung des Viertels nicht in Erfüllung geht.
		defekte oder ungepflegte öffentliche Infrastruktur im Viertel – insbesondere der Spielplätze und der einzigen Grünfläche im Quartier („Ofenplatz“, Huckarder Straße Ecke Alte Radstraße) – den Anwohnenden das Gefühl geben, dass das Quartier vernachlässigt wird.

	c)	Nachbarschaftsdialog am 14. August 2025
	d)	Weitere Hinweise von Anwohner*innen
	e)	Weiteres Vorgehen
	zu Punkt 4:
	Zwei der im näheren Umfeld befindlichen Spielplätze (Alte Radstraße, Zur Vielfalt) sind ungepflegt und vermüllt. Die Spielgeräte auf dem Spielplatz Alte Radstraße sind teilweise in keinem einladenden Zustand mehr. Ein etwaiger Austausch bzw. eine Renovierung befinden sich in Prüfung. 
	Die Spielplätze werden im Auftrag der EDG von der Arbeiterwohlfahrt (AWO) aktuell zweimal wöchentlich gereinigt. Die EDG prüft aktuell eine höhere Reinigungsfrequenz sowie das Aufstellen größerer Müllbehälter.
	Der Zugang zum HSP-Gelände vom Spielplatz an der Alten Radstraße aus war nur unzureichend gesichert. Hier wurden bereits erste Maßnahmen ergriffen (s. „zu Punkt 4“ – „c) Nachbarschaftsdialog am 14. August 2025“ – „Stadtbild und Infrastruktur“). 
	Bei diversen Vor-Ort-Terminen bezüglich der Renovierung der Immobilie und der Nachbarschaftsdialoge hielten sich tagsüber regelmäßig Erwachsene auf dem Spielplatz an der Alten Radstraße auf. Dabei entstand der Eindruck, dort könnte mit illegalen Drogen gehandelt werden. Auch im Rahmen der Nachbarschaftsdialoge berichteten Anwohnende, dass sie im Viertel an verschiedenen Orten Drogendealende sowie -konsumierende wahrnähmen. Auch generell wurde von viel Kriminalität im Viertel berichtet (s. „zu Punkt 4“ – „b) Nachbarschaftsdialog am 17. Juli 2025“). 
	Für den Betrieb des geplanten Entlastungsstandorts wird ein Sicherheitskonzept erarbeitet. Der Kommunale Ordnungsdienst und die Polizei werden das Umfeld des Entlastungsstandortes verstärkt bestreifen und bei Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten konsequent einschreiten. 
	Während der gesamten Öffnungszeiten werden Sozialarbeiter*innen im Rahmen des Umfeldmanagements der Einrichtung (s. „zu Punkt 6“) sowie Mitarbeitende eines Sicherheitsdiensts im Umfeld des Entlastungsstandorts präsent sein.
	Die beiden fußläufig am nächsten gelegenen Spielplätze, Alte Radstraße und Zur Vielfalt, werden vom Kommunalen Ordnungsdienst und der mobilen Jugendarbeit des Jugendamts regelmäßig gezielt kontrolliert. Zusätzlich soll die Übernahme von Spielplatzpatenschaften durch Anwohnende initiiert werden. 
	In den zukünftigen Austausch und Dialogformate mit den Anwohnenden (s. „zu Punkt 3“ – „e) Weiteres Vorgehen“) wird das Jugendamt miteinbezogen.
	Die Präsenz der genannten Akteur*innen, das Sicherheitskonzept und die Aufwertung des Umfelds auf Basis der im Rahmen der Nachbarschaftsdialoge mitgeteilten Missstände und Vorschläge, hat zum Ziel, ein sicheres und sauberes Umfeld für Kinder, Jugendliche und ihre Familien zu erhalten bzw. herzustellen. 
	zu Punkt 6:
	Das Umfeldmanagement der anvisierten Trägerin der Einrichtung, aidshilfe Dortmund e. v., wird durch Sozialarbeitende (Streetworker*innen) umgesetzt werden. Diese werden während der Öffnungszeiten des Entlastungsstandorts präsent sein und als Ansprechpartner*innen für die Nachbar*innen fungieren. 
	Ziele des Umfeldmanagements sind die Verhinderung von Szenenbildung, öffentlichem Konsum im Umfeld und Störungen der Anwohnenden. Die Drogenkonsumierenden sollen an die Einrichtung angebunden werden, so dass Konsum nur dort stattfindet. Zu den Aufgaben des Umfeldmanagements gehört, sich Zugang zur Drogenkonsumierenden zu verschaffen und diese in Hilfsangebote zu vermitteln. 
	Unterstützt wird das Umfeldmanagement durch Mitarbeitende eines beauftragten Sicherheitsdienstes. 
	Wie auch beim bestehenden Umfeldmanagement des Café Kick am Grafenhof, wird es eine enge Zusammenarbeit mit Kommunalem Ordnungsdienst und Polizei geben. 
	Die detaillierte inhaltliche Konzeption für die Arbeit des Umfeldmanagements befindet sich derzeit noch in Ausarbeitung. 



